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Schriftgeheimnis und Postumleitung
Sachverhalt

Ich bin der Beistand einer Person die unfähig ist, die Post noch zu verstehen (Arztzeugnis) und habe eine ganz einfache Anfrage: Wie muss man vorgehen, damit man als Mandatsträger die Post des Mündels aufmachen darf, ohne wegen der Verletzung des Briefgeheimnisses verantwortlich zu werden. Vor allem: Verfügt die Post zuhanden der betroffenen Person die Aufhebung des Postgeheimnisses? 
Erwägungen

1. Gemäss Art. 13 Bundesverfassung (BV) hat jede Person Anspruch auf Achtung ihres Privat und Familienlebens, ihrer Wohnung sowie ihres Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs. Damit fällt der Brief-, Post- und Fernmeldeverkehr unter den verfassungsmässig garantierten Grundrechtsschutz, aber auch unter den Persönlichkeitsschutz gemäss Art. 27 ZGB (Ehrenzeller et.al, Kommentar zur Schweizerischen Bundesverfassung, N 4 zu Art.13; Basler Kommentar ZGB I-Affolter N 32 zu Art. 406). Die Bestimmung bindet sowohl den Staat als auch Private (Ehrenzeller, N 34). Gegen eine Missachtung dieses Grundrechts kann sich der Betroffene einerseits direkt unter Berufung auf die Verfassungsbestimmung wehren (BGE 112 I 6, 12), andererseits kann er gegen eine  widerrechtliche Verletzung der Persönlichkeit das Gericht anrufen und eine drohende Verletzung verbieten, eine bestehende beseitigen oder die Widerrechtlichkeit feststellen lassen (Art. 28 und 28a ZGB. Zudem kann Schadenersatz und gegebenenfalls Genugtuung verlangt werden (Art. 28a Abs. 3 ZGB). Zudem unterliegt das Schriftgeheimnis strafrechtlichem Schutz, indem auf Antrag bestraft wird, wer unbefugterweise eine verschlossene Schrift öffnet, um von ihrem Inhalt Kenntnis zu nehmen, oder deren Inhalt verbreitet oder ausnützt (Art. 179 StGB).


2. Das Postgeheimnis ist in Art. 321ter Strafgesetzbuch (StGB) verankert (das Postverkehrsgesetz, welches das Postgeheimnis früher regelte, ist seit 1.1.1998 nicht mehr in Kraft). Es bezieht sich einerseits auf Personen, welche Post- und Fernmeldedienste erbringen, andererseits wird bestraft, wer eine zur Geheimhaltung verpflichtete Person durch Täuschung veranlasst, die Geheimnispflicht zu verletzen. Die Verletzung ist allerdings nicht strafbar, wenn sie zur Verhinderung von Schäden erforderlich ist (Art. 321ter Abs. 4 StGB). Vormundschaftliche Mandatsträger sind deshalb nicht Adressaten des Postgeheimnisses, sofern sie sich keiner Täuschung des öffentlichen oder privaten Post- und Fernmeldepersonals schuldig machen. 


3. Aus meiner Sicht werden durch Ihre Anfrage zwei unterschiedliche Probleme angesprochen:
a. Wann sind die Fernmeldebetriebe berechtigt und  verpflichtet, einen Auftrag um Postumleitung an eine Vertretungsperson auszuführen?
b. Unter welchen Umständen hat ein vormundschaftlicher Mandatsträger das Recht, in die Brief- und Fernmeldesendungen (auch E-Mails oder SMS) der betreuten Person Einblick zu nehmen?


4. Empfang von Sendungen
Gemäss Ziff. 2.3.5 und 2.3.6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen „Postdienstleistungen“ sind neben dem Empfänger sämtliche im selben Wohn- und Geschäftsdomizil anzutreffenden Personen zum Bezug von Sendungen berechtigt. Vorbehalten bleiben gegenteilige Weisungen des Absenders oder des Empfängers gemäss dem Angebot der Post. Die Kundschaft  kann sich gegenüber der Post allerdings durch einen Dritten vertreten lassen. Die Post behält sich vor, eine schriftliche Vollmacht zu verlangen. Die Unterschriften sind auf Ersuchen der Post zu beglaubigen. Eine erteilte Vollmacht fällt weder mit dem Tod noch mit dem Verlust der Handlungsfähigkeit des Vertretenen oder dem Konkurs des Vertretenen oder des Vertreter dahin. Vorbehalten bleiben anderslautende Vereinbarungen. Diese Bestimmungen haben für vormundschaftliche Mandatsträger folgende Bedeutung und werden nach Auskunft des Rechtsdienstes der Post in der Praxis auch entsprechend gehandhabt.:

a. Der Auftrag einer verbeiständeten oder verbeirateten Person an die Post, die Postsendungen der Beiständin zuzustellen, ist (von nachfolgend zu besprechenden Ausnahmen abgesehen) notwendig und hinreichend.

b. Falls die verbeiständete Person selbst nicht mehr handlungsfähig ist, weil ihr die Urteilsfähigkeit fehlt, und es ihr dadurch verunmöglicht ist, dem Beistand oder Beirat die nach den allgemeinen Geschäftsbedingungen der Post Ziff. 2.3.6 erforderliche Vollmacht auszustellen, bedarf der Beistand eines entsprechenden Auftrages der Vormundschaftsbehörde. Damit die Post keine Verletzung des Postgeheimnisses (Art. 321ter StGB) begeht, bedarf sie der hinreichenden Ermächtigung. D.h. sie hat sich zu vergewissern, dass die vormundschaftliche Mandatsträgerin im Rahmen ihres Beistands- oder Beiratsmandates  ermächtigt ist, die Post entgegen zu nehmen beziehungsweise an sich umleiten zu lassen. Das kann durch einen ausdrücklichen Vermerk in der Ernennungsurkunde geschehen (vergleiche Art. 391 Abs. 3 Entwurf zur Totalrevision des Vormundschaftsrechts) oder durch separate Ermächtigung durch die Vormundschaftsbehörde (Art. 418 ZGB).

c. Der Auftrag einer bevormundeten Person ist unbedeutend, weil dieser Person die Handlungsfähigkeit entzogen ist. Deshalb kann nur der Vormund die Post der bevormundeten Person umleiten lassen. Zwar können bei der Postumleitung auch höchstpersönliche Fragen betroffen sein, der Post ist es allerdings nicht möglich, eine entsprechende Sortierung von Postsendungen vorzunehmen. Es obliegt dem Vormund (Art. 367 und 406 ZGB), die Persönlichkeitsrechte seines Mündels sicherzustellen und seine betreuerisch bedingten Freiheitsbeschränkungen des Mündels nach dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit auf das notwendige Minimum zu beschränken. Die betreute Person hat jederzeit die Möglichkeit, die Vormundschaftsbehörde anzurufen, wenn postalische Vorkehrungen des Vormundes rechtswidrig, schikanös und ohne vertretbaren sachlichen Grund vorgenommen werden.


d. In aller Regel dürfte es genügen, wenn Beistände nicht alle Post umleiten lassen, sondern gezielt Absender anschreiben und direkte Postzustellung an die Adresse des Beistandes verlangen. So rechtfertigt sich dies ohne besondere Erlaubnis als Beistand, welcher für eine umfassende Betreuung zuständig ist (Art. 394 oder 393 Ziff. 1/393 Ziff. 2 ZGB), für den Postverkehr mit Banken, Versicherungen, Fachstellen usw. Andererseits ist es in der Regel nicht notwendig, Privatpost (Ferienkarten, Vereinspost etc) vom Mandatsträger entgegen zu nehmen. Wer sich als Betreuungsperson auf diese Art organisiert, hat keine Probleme mit den Poststellen.

5. Einblick in Privatpost
Auch wenn eine Person unter vormundschaftlicher Betreuung steht, geniesst sie den vollen Schutz ihrer Persönlichkeitsrechte, welche nur soweit eingeschränkt werden dürfen, als es das Wohl des Schutzbedürftigen zu rechtfertigen vermag (Basler Kommentar ZGB I-Affolter N 33 zu Art. 406). Unabhängig von der vormundschaftlichen Massnahme muss daher persönliche Post grundsätzlich den Schutzbedürftigen belassen werden. Das gilt auch für medizinische Daten, soweit sie nicht zur gehörigen Aufgabenerfüllung der Betreuungsperson bekannt sein müssen. Wer als vormundschaftlicher Mandatsträger über das Zeugnis eines Facharztes verfügt, wonach die betreute Person sich nicht mehr orientieren und alltägliche Vorgänge weder erfassen noch verstehen könne, riskiert mit Sicherheit nicht, wegen Verletzung des Schriftgeheimnisses belangt zu werden, weil schon die Möglichkeit des Antrages durch die (urteilsunfähige) verletzte Person fehlen würde. Wie in allen andern Betreuungsbelangen ist hier in besonderem Mass sorgfältig, respektvoll und verantwortungsbewusst mit Informationen aus dem Geheim- und Intimbereich umzugehen.

6. Aus dem Gesagten kann die Antwort wie folgt zusammengefasst werden: Da die von Ihnen als Beistand  betreute Person urteilsunfähig zu sein scheint und deshalb die nach den Allgemeinen Geschäftsbedingungen Post notwendige Vollmacht nicht erteilen kann, benötigen Sie eine Ermächtigung der Vormundschaftsbehörde, damit die Poststelle die gesamte Post umleiten kann. Prüfen Sie als Alternative, ob es nicht genügt, gezielt Adressaten anzuschreiben, damit Sie nicht mit dem Problem konfrontiert werden, auch höchstpersönliche Post, die nicht für Sie als Beistand bestimmt ist, zu öffnen. Akute Strafbarkeitsrisiken sind allerdings keine erkennbar.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 24.8.2007
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